
STADT GREVESMÜHLEN

Bebauungsplan Nr. 49 „Interkommunaler Großgewerbe-
standort Upahl-Grevesmühlen"

Zusammenfassende Erklärung gem. § 10a Abs. 1 BauGB

über die Berücksichtigung der Umweltbelange
und die Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung

sowie die Abwägung und die Wahl der Planungslösung

Die Stadt Grevesmühlen beabsichtigt derzeit die Entwicklung eines Großgewerbestan-
dortes in Kooperation mit der Nachbargemeinde Upahl entsprechend der Ausweisung
des Landesraumentwicklungsprogramms Mecklenburg-Vorpommern. Dazu stellt sie
den Bebauungsplan Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung „lnterkommunaler Großge-
werbestandort Upahl-Grevesmühlen" auf. Dies geschieht in enger Zusammenarbeit
mit der Gemeinde Upahl, die ihrerseits den Bebauungsplan Nr. 9 „lnterkommunaler
Großgewerbestandort Upahl-Grevesmühlen" aufstellt.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 49 will die Stadt Grevesmühlen die planungsrechtlichen
Voraussetzungen für die Neuausweisung eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO
im Süden des Stadtgebietes schaffen. Sie reagiert damit auf die anhaltende Nach-
frage, auch nach größeren Gewerbeflächen. lnnerhalb des Stadtgebietes sind derzeit
kaum noch Flächen für eine Vermarktung verfügbar. Um auch künftig Gewerbeflächen
zur Verfügung stellen zu können, ist daher für das Mittelzentrum Grevesmühlen eine
Ausweisung von weiteren Gewerbegebietsflächen unabdingbar.

Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen hat am 31.01.2022 in einer gemeinsamen
Sitzung mit der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl die Aufstellung des Bebau-
ungsplanes Nr. 49 mit der Gebietsbezeichnung „lnterkommunaler Großgewerbestand-
ort Upahl-Grevesmühlen" beschlossen. Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstel-
lungsbeschlusses erfolgte am 23.03.2022 in der Ostsee-Zeitung.

Berücksichtigunq der Umweltbelange

Der Umweltbericht, als gesonderter Teil der Begründung, legt die Belange des Natur-
und Umweltschutzes dar. Gemäß § 2 Abs. 4 und § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB wurden die
Resultate der Umweltprüfung sowie nach § la Abs. 3 BauGB die Ergebnisse der Ein-
griffsregelung aufgezeigt. Für den Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen
wurden innerhalb des Umweltberichtes die ermittelten voraussichtlichen Umweltaus-
wirkungen auf Grundlage der Anlage 1 des BauGB beschrieben und bewertet.

Bereits in Vorbereitung des Vorentwurfes wurden zahlreiche Abstimmungen zwischen
Fachplanern und Behörden geführt. Mit der Stellungnahme der zuständigen Natur-
schutzbehörden sollen wichtige Hinweise für die Weiterentwicklung des Entwurfes ge-
geben werden. Diese wurden bei der Erarbeitung des Entwurfes berücksichtigt.

Ziel des Bebauungsplanes ist die Errichtung eines Großgewerbegebietes im Stadtge-
biet der Stadt Grevesmühlen in Kooperation mit der Gemeinde Upahl. Der im Rahmen
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des LEP M-V geprüften Ausweisung eines landesrelevanten Gewerbestandortes soli
entsprochen werden.

Das Plangebiet besitzt eine Flächengröße von rund 49 ha und befindet sich im Süden
des Stadtgebietes von Grevesmühlen. Es umfasst im Wesentlichen eine intensiv land-
wirtschaftlich genutzte Ackerfläche in unmittelbarer Nähe zur Bundesautobahn 20. Im
Süden befindet sich eine Hecke. Mit dem Umweltbericht wurde geprüft, ob von dem
Bebauungsplan Nr. 49 der Stadt Grevesmühlen erhebliche nachteilige Auswirkungen
auf die Umwelt zu erwarten sind.

Im Rahmen der hier behandelten Planung erfolgte eine Auseinandersetzung mit den
Belangen der übergeordneten Planungen. Dazu zählt die Bewertung des Plangebietes
in der näheren Umgebung von Natura 2000-Gebieten. Im Bereich der Stadt Greves-
mühlen sind die Wasserläufe des Poischower Mühlenbachs und der Stepenitz, teil-
weise mit den umgebenden Uferbereichen, als Gebiet von gemeinschaftlicher Bedeu-
tung DE 2132-303 „Stepenitz-, Radegast- und Maurinetal mit Zuflüssen" und als euro-
päisches Vogelschutzgebiet DE 2233-401 „Stepenitz-Poischower Mühlenbach-Rade-
gast-Maurine" ausgewiesen. Entsprechende Verträglichkeitsuntersuchungen liegen
vor.

Nach § 34 Abs. 1 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) sind Pläne und Pro-
jekte vor ihrer Zulassung oder Durchführung auf ihre Verträglichkeit mit den Erhal-
tungszielen eines Natura 2000-Gebietes zu überprüfen, wenn sie einzeln oder im Zu-
sammenwirken mit anderen Projekten oder Plänen geeignet sind, das Gebiet erheblich
zu beeinträchtigen und nicht unmittelbar der Verwaltung des Gebietes dienen. Durch
diese Vorschrift wird Artikel 6 Abs. 3 der FFH-Richtlinie (FFH-RL) in nationales Recht
umgesetzt. Aus Sicht der Stadt wird im Rahmen der Untersuchungen festgestellt, dass
erhebliche Beeinträchtigungen im Vorfeld ausgeschlossen werden können.

Es besteht keine Betroffenheit von gemäß § 18 NatSchAG M-V geschützten Einzel-
bäumen. lnnerhalb des Plangebietes wurde eine Biotopstruktur kartiert, die einen
Schutzstatus gemäß § 20 NatSchAG M-V besitzt. Dies ist die Hecke im südlichen
Randbereich des Plangebietes. Mit der Umsetzung des Bebauungsplanes sind ge-
setzlich geschützte Biotope nach § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V unmittelbar oder mittel-
bar betroffen. In § 20 Abs. 3 NatSchAG M-V werden die Ausnahmen von den Verboten
des gesetzlichen Biotopschutzes geregelt. Demnach kann die untere Naturschutzbe-
hörde auf Antrag im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn die Beeinträchtigungen der
Biotope ausgeglichen werden können oder die Maßnahme aus überwiegenden Grün-
den des Gemeinwohls notwendig ist. Im Rahmen des Entwurfs wurde ein Ausnahme-
antrag gemäß § 20 NatSchAG M-V gestellt.

Die Umweltbelange wurden ausführlich im Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 49
beschrieben und berücksichtigt. Es wurden die Auswirkungen auf die Schutzgüter
Mensch, Pflanzen, Tiere, biologische Vielfalt, Fläche, Boden, Wasser, Klima/Luft,
Landschaft sowie Kultur- und Sachgüter untersucht. Es sind insbesondere Auswirkun-
gen auf das Schutzgut Tiere zu beachten. Es wurde ein Standort gewählt, der im Rah-
men des LEP M-V als landesrelevanter Gewerbestandort ausgewiesen ist. Anthropo-
gene Vorbelastungen bestehen durch die südlich des Plangebietes gelegene Auto-
bahn und die östlich verlaufende Landesstraße.
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Zu erwartende Eingriffe in Natur und Landschaft, die durch die vorliegende Planung
> verursacht werden, sind unter Hinzunahme der Ausführungen der „Hinweise zur Ein-

griffsregelung für M-V; LUNG Neufassung 2018" dargestellt und bewertet worden. Um
das gesamte Kompensationserfordernis zu ermitteln, wurden die überplanten Biotop-
und Nutzungstypen bilanziert. Die Versiegelung und der Verlust von Biotopflächen
wurden berücksichtigt. Diese geplanten Eingriffe werden zu einem Teil durch geeig-
nete Ausgleichsmaßnahmen innerhalb des Plangebietes kompensiert. Erhaltungs-
und Pflanzgebote fördern die Einbindung der geplanten Bebauung in den Landschafts-

/ raum. Für das verbleibende Kompensationsdefizit wird ein Ökokonto genutzt.

Zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange wurde von dem Gutachterbüro
STADT LAND FLUSS PARTNERSCHAFT mbB HELLWEG & HÖPFNER mit Sitz in
Rabenhorst eine artenschutzfachliche Ersteinschätzung erarbeitet. Im Rahmen des
Vorentwurfes wurden Kartierungen von März bis Ende Juli 2022 durchgeführt. Diese
umfasst die planungsrelevanten Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie.
Es werden Bauzeitenregelungen getroffen sowie Ersatzquartiere bzw. Habitate ge-
schaffen, um Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden. Eine
Betroffenheit der in M-V nach Anhang IV der FFH-RL vorkommenden Pflanzenarten
kann ausgeschlossen werden. Durch den Erhalt von wertvollen Biotopbereichen bzw.
die Schaffung von Grünflächen wird von keiner signifikanten Minderung der biologi-
schen Vielfalt ausgegangen.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Eingriffe in Natur und Land-
schaft durch die Wahl eines vorbelasteten Standortes verringert werden. Für die Be-
lange des speziellen Artenschutzes ist unter Beachtung entsprechender Maßnahmen
das Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG zu vermeiden.
Eine Verträglichkeit der Planung mit den Erhaltungszielen der in der Umgebung vor-
handenen Natura 2000-Gebiete wurde erbracht. Aufgrund der dargestellten Argumen-
tation verbleiben aus naturschutzfachlicher Sicht keine erheblichen Beeinträchtigun-
gen von Umweltbelangen durch die Planung.

Erqebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiliqunq sowie Abwäqunq und die
Wahl der Planunqslösunq

Der Vorentwurf der Planung wurde am 27.10.2022 auf einer gemeinsamen Sitzung mit
der Gemeindevertretung der Gemeinde Upahl durch die Stadtvertretung gebilligt. Die
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB ist in der Zeit vom
22.11.2022 bis zum 23.12.2022 durch eine öffentliche Auslegung der Planung im Bau-
amt Grevesmühlen durchgeführt worden. Von Seiten der Öffentlichkeit wurde eine
Stellungnahme abgegeben. Diese behandelt überwiegend unternehmerische Aspekte.
Ebenso wurden die drei privaten Stellungnahmen, die im Zuge der frühzeitigen Betei-
ligung zum Bebauungsplan Nr. 9 der Gemeinde Upahl abgegeben wurden, in die Ab-
wägung eingestellt. Diese sind durch die Stadtvertretung ausschließlich zur Kenntnis
zu nehmen. Da es sich jedoch um einen interkommunalen Großgewerbestandort han-
delt und eine enge Zusammenarbeit angestrebt wird, ist es sinnvoll, im Rahmen der
Abwägung alle eingegangenen Belange zu berücksichtigen. Zum Bebauungsplan
Nr. 9 der Gemeinde Upahl wurden zwei Stellungnahmen abgegeben, die ebenfalls un-
ternehmerische Belange von Ansiedlungsinteressenten abbilden, sowie eine Stellung-
nahme einer Einwohnerin, die sich kritisch mit der Errichtung eines Großgewerbestan-
dortes auseinandersetzt. Darin werden die Auswirkungen auf das Landschaftsbild so-
wie Umweltstrukturen kritisch hinterfragt. Diese Punkte werden in den Umweltberich-
ten der Planungen eingehend betrachtet und bewertet.
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Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TöB), deren Aufgabenbe-
reich durch die Planung berührt werden kann, sind gemäß § 4 Abs. 1 BauGB mit
Schreiben vom 24.11.2022 zur Abgabe einer Stellungnahme auch im Hinblick auf den
erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert wor-
den.
Seitens des Amtes für Raumordnung und Landesplanung Westmecklenburg wurde mit
Schreiben vom 21.12.2022 mitgeteilt, dass die Planung mit den Zielen und Grundsät-
zen der Raumordnung und Landesplanung vereinbar ist. Dies wurde in der Stellung-
nahme zum Entwurf der 7. Änderung des Flächennutzungsplanes vom 28.06.2023 be-
kräftigt. Auch seitens der Industrie- und Handelskammer zu Schwerin wird die Planung
eines interkommunalen Großgewerbestandortes begrüßt und an die Gemeinden ap-
pelliert, diese nachdrücklich umzusetzen und durch enge Abstimmungsprozesse ab-
zusichern.
Nach der frühzeitigen Beteiligung ergeben sich folgende wesentliche Änderungen der
Planung:

• Anpassung und Erweiterung des Geltungsbereiches aufgrund der konkretisierten
Erschließungsplanung.

• Ergänzung der Ausführungen zur Ver- und Entsorgung in der Begründung be-
züglich der gesamten technischen Erschließung.

• Aufnahme des bekannten, vermuteten Bodendenkmals „Wotenitz, Fundplatz 12"
in die Planzeichnung sowie die Anpassung der Hinweise zu Bodendenkmälern.

• Aufnahme verbindlicher Festsetzungen zur Nutzung von erneuerbaren Energien
und Ausführungen in der Begründung dazu sowie zur Machbarkeitsstudie zum
Thema Energiekonzept.

• Prüfung und Konkretisierung der Ausgleichsmaßnahmen sowie Zuordnung die-
ser zu bestimmten Eingriffsflächen.

• Aufnahme einer Fläche für die Landwirtschaft im Norden, um die Erreichbarkeit
der nördlich angrenzenden Flurstücke weiterhin zu gewährleisten.

• Ergänzung der Ausführungen bezüglich der Fachgutachten zu den Themen Hyd-
rologie, Verkehr, Lärm und Artenschutz.

• Ergänzende Ausführungen zu den wesentlichen Auswirkungen der Planung.
• Festsetzung von Flächen für Aufschüttungen und Abgrabungen aufgrund des an-

stehenden Geländes.

Parallel zum Vorentwurf wurden die notwendigen Fachgutachten zum Bebauungsplan
Nr. 49 erstellt, sodass diese im Entwurf der Planung Berücksichtigung finden. Es han-
delt sich dabei um ein Verkehrsgutachten, eine Schalltechnische Untersuchung und
eine hydrogeologische Untersuchung. Der Artenschutzrechtliche Fachbeitrag wurde
ebenfalls abschließend erarbeitet. Die genannten Gutachten betrachten ausnahmslos
den gesamten interkommunalen Großgewerbestandort.
Das Bodengutachten fand bereits zum Vorentwurf der Planung Berücksichtigung. Die-
ses wurde ausschließlich für den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 49 der
Stadt Grevesmühlen erarbeitet.

Die Planungen der Gemeinde Upahl laufen parallel zu den hier behandelten Planun-
gen. Die Aufstellung der 5. Änderung des Flächennutzungsplanes der ehemaligen Ge-
meinde Upahl sowie des Teillandschaftsplanes erfolgt zeitgleich mit den entsprechen-
den Planungen der Stadt Grevesmühlen. Wie bereits beschrieben wurden die Gutach-
ten für das gesamte Großgewerbegebiet erarbeitet und können somit auch für den
Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Upahl genutzt werden. Lediglich
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Der Entwurf der Planung wurde nach § 3 Abs. 2 BauGB vom 03.01. bis zum
09.03.2024 veröffentlicht. Zeitgleich wurden die Behörden, Träger öffentlicher Belange
und Nachbargemeinden nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. Nach Auswertung der ein-
gegangenen Stellungnahmen kam es zu folgenden Anpassungen der Planung:

• Die Festsetzung 1.6 wurde zur eindeutigen Auslegung neu formuliert.
• Eine Festsetzung zur ausnahmsweisen Zulässigkeit von Funkantennen wurde

aufgenommen.
• Festsetzungen zu ggf. entstehenden Böschungen wurden aufgenommen.
• Die internen Kompensationsmaßnahmen wurden auf Hinweis der unteren Natur-

schutzbehörde angepasst.
• Photovoltaikfassaden an südlichen Außenwänden wurden für unzulässig erklärt.

Da es sich um Anpassungen handelt, die auf Hinweisen aus der Behördenbeteiligung
resultieren und mit denen keine Belange erstmalig oder stärker berührt werden, ist
keine erneute Veröffentlichung erforderlich.

/A./ 7,/
Grevesmühlen, den 1 ,

Ürgermeister


